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INSERAT

Ständeratswahlkampf Der Baselbie-
ter Gesundheitsdirektor Peter Zwick
hat nicht schlecht gestaunt. Kurz
nach Bekanntgabe der Kampfkandi-
datur von SVP-Nationalrat Caspar
Baader für den Baselbieter Stände-
ratssitz hatte seine CVP mit einer Me-
dienmitteilung reagiert und unter
anderem Regierungsrat Zwick als ei-
genen möglichen Kandidaten ge-
nannt. Denn auch die CVP wolle an-
stelle von Amtsinhaber Claude Jani-
ak (SP) einen bürgerlichen Ständerat

für das Baselbiet. Parteipräsidentin
Sabrina Mohn hatte aber von Beginn
weg klargestellt, dass «Hardliner»
Baader für die CVP nicht wählbar sei.

Das Thema sei im CVP-Vorstand
«nur kurz angesprochen» worden, er-
klärt Regierungsrat Zwick selber. Er
sei denn auch überrascht gewesen,
dass die Parteileitung am nächsten
Tag damit bereits an die Öffentlich-
keit getreten ist. Den Inhalt der Mit-
teilung will Zwick «mal offen stehen
lassen» – dies zumindest bis zur

nächsten Sitzung der Parteileitung
vom 5. Mai. Trotz seiner Überra-
schung lehnt er eine mögliche Kandi-
datur nicht von vorneherein katego-
risch ab. Gleichzeitig aber gibt er zu
bedenken, dass er ja erst Ende März
als Regierungsrat wiedergewählt
worden sei. Und seine Wähler seien
wohl grundsätzlich davon ausgegan-
gen, dass er sein Amt die kommen-
den vier Jahre ausüben wird.

Die National- und Ständeratswah-
len finden am 23. Oktober statt. (DB)

Peter Zwick gibt sich diplomatisch verhalten

«Neue Kernkraftwerke – auch als Er-
satz für die bestehenden Anlagen –
sind mit der heutigen Technologie
nicht mehr zu verantworten», be-
schloss der Verwaltungsrat der EBL
am Mittwoch. «Das Risiko eines Reak-
torunfalls darf nicht in Kauf genom-
men werden. Der Schutz der Bevölke-
rung hat oberste Priorität.»

Zwar stellt die strategische Füh-
rung der EBL auch fest: «Auf absehba-
re Zeit ist die Schweiz auf die Strom-
produktion der bestehenden Kern-
kraftwerke angewiesen», und folgert:
«Der Ausstieg aus der Kernenergie hat
geordnet zu erfolgen.» Trotzdem
überrascht angesichts der Zusam-
mensetzung des EBL-Verwaltungsrats
– bürgerliche Unternehmer, Anwälte
und mit Thomas de Courten ein dezi-
diert rechts stehender Politiker – die
Klarheit der neuen Position. «Wir ha-
ben es so hingekriegt, dass alle dahin-
terstehen», beschreibt Verwaltungs-
ratspräsident Reinhold Tschopp die
Sitzung. «Im Grundsatz waren wir
uns von Anfang an einig, es gab nur
Bedenken zu Detailfragen.»

Diese Fragen der praktischen Um-
setzung seien auch noch nicht im De-
tail geklärt: «Wir haben nun den
Grundsatz definiert. Es ist wichtig,

dass wir nicht auf Wischiwaschi ma-
chen, sondern zu unserer Linie ste-
hen.» Dies würden die Genossen-
schafter vom Verwaltungsrat erwar-
ten. «Mit einer klaren Position kön-
nen wir an der Delegiertenversamm-
lung besser aufzeigen, weshalb wir
nicht sofort aus der Atomkraft aus-
steigen.» Konkret: Der Abnahmever-
trag mit der Alpiq AG laufe bis 2029,
das AKW Gösgen bis 2040.

Neben dem Signal nach innen sei
der Beschluss auch eines «nach
oben»: «Als regionaler Stromversor-
ger werden wir immer Strom einkau-
fen müssen. Wir teilen mit unserem

Beschluss den Produzenten mit, dass
sie anders produzieren sollen.» Es
werde die Aufgabe des EBL-Geschäfts-
führers Urs Steiner sein, die EBL-Posi-
tion auch im Verwaltungsrat des Gös-
gen-Betreibers Alpiq zu vertreten.

«Ein Riesenschritt»

«Wir haben nun eine klare Positi-
on. Das ist ein Riesenschritt. Und wir
werden deshalb die bisherige Strate-
gie, erneuerbare Energien zu för-
dern, noch fokussierter umsetzen»,
erklärt Steiner. Dabei werde es nicht
nur um die Produktions- sondern
auch die Kundenseite gehen: Als Ge-

nossenschaft sei die EBL nicht ge-
zwungen, Strom zu verkaufen, um
Gewinn zu machen. Industrie- und
Gewerbe hätten aus Kostengründen
bereits aus eigenem Antrieb begon-
nen, Strom zu sparen. «Bezüglich der
Privathaushalte sind Innovation und
Kreativität gefragt, um das Stromspa-
ren zu fördern.» Dies könne man
nicht allein über die Preisgestaltung
erreichen. «Wir sind daran, auf die-
sem Gebiet unsere Hausaufgaben zu
machen. Es wäre ein Sieg, wenn wir
2012 oder 2013 den Stromverbrauch
der Haushalte stabilisieren oder so-
gar senken könnten.»

Atomdiskussion EBL legt Position fest und fokussiert noch stärker auf erneuerbare Energie
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EBL ist gegen neue Atomkraftwerke

Nach Plan soll das AKW Gösgen noch bis 2040 laufen. Dann aber ist Schluss, sagt die EBL. PETER SIEGRIST

«Über die Energiepolitik wird
im Sommer in einer Sonder-
session vom Parlament und
allenfalls später in einer Ab-
stimmung vom Volk ent-
schieden», gibt Dominik

Baier, Geschäftsleitungsmit-
glied der EBM zu bedenken.
Die EBM werde ihre Ge-
schäftstätigkeit nach den
dann von der Politik be-
schlossenen Leitplanken aus-
richten. Ob der Verwaltungs-

rat der EBM bereits vorher,
beispielsweise im Hinblick
auf die Delegiertenversamm-
lung vom Juni, mit allfälligen
Konsequenzen aus den Er-
eignissen in Japan befassen
werde, kann Baier nicht sa-
gen. Deswegen könne er
auch keinen Beschluss be-
kannt geben. «Wir sind aber

ebenso wenig wie die EBL

direkt an der Planung eines

neuen Atomkraftwerks be-

teiligt.» Stattdessen habe
die EBM seit 1985 300 Mil-
lionen Franken in erneuerba-
re Energien investiert, davon
allein im vergangenen Jahr
100 Millionen in einen be-
reits Strom produzierenden
Windpark mit 42 Megawatt
installierter Leistung in Süd-
spanien. «Das entspricht der
gesamten in der Schweiz ins-
tallierten Windkraft-Kapazi-
tät.» Die EBM werde weiter

in erneuerbare Energien in-
vestieren. «Es ist allen Fach-
leuten klar, dass in Zukunft

alle Energiequellen erneu-

erbar sein müssen, weil alle
nicht-erneuerbaren endlich
sind.» Wie und wann der
Umbau der Energieprodukti-
on erfolgen werde, sei noch
offen. «Für die EBM ist aber
klar: Der Prozess muss für
Wirtschaft und Bevölkerung
verträglich sein.» (DH)

■ EBM: «IN ZUKUNFT MUSS ALLE ENERGIE ERNEUERBAR SEIN»

Medien I Neue Wochen-

zeitung für Basel
Ende Jahr erscheint eine neue

Zeitung in Basel. Sie soll täglich
online und wöchentlich in ge-

druckter Form herauskommen
und dereinst eine rund 30-köpfi-

ge Redaktion beschäftigen. Die
Leitung steht bereits fest: Es

sind der kürzlich zurückgetrete-
ne stellvertretende «BaZ»-Chef-

redaktor Urs Buess und Remo
Leupin vom «Beobachter». Fi-

nanziert wird das Projekt von
der Stiftung Levedo der Mäze-

nin Beatrice Oeri. Herausgebe-
rin wird die gestern neu ge-

gründete Neue Medien Basel
AG, in deren Verwaltungsrat der

frühere «BaZ»-Chefredaktor Ivo
Bachmann sitzt. Dessen Bera-

tungsunternehmen wird das
Projekt vorerst weiter begleiten.

Als Eigentümerin fungiert die
ebenfalls neu gegründete Stif-

tung für Medienvielfalt, dessen
erste Stiftungsräte der Basler

Advokat Andreas Miescher und
Franz-Xaver Leonhardt vom Ho-

tel Krafft sind, wie es in einer
Mitteilung heisst. (BZ)

Medien II Wagner will

Tamedia-Sender kaufen
Der Baselbieter Medienanwalt
Martin Wagner steigt ins Ren-

nen um den Kauf der vier Tame-
dia-Sender Tele Züri, Tele Bärn,

Radio 24 und Capital FM ein.
Wie Tele Basel berichtet, steht

hinter Wagner die Casino-Firma
Escor, die wiederum mit der

Basler Firma Constantin Film
verbandelt sei. Wagner schwebt

vor, vor allem das Unterhal-
tungssegment auszubauen, um

eine jüngere Zielgruppe zu er-
reichen. Wie viel der Kauf der

Sender kosten wird, ist unklar.
Tamedia prüft nun alle Angebo-

te. (MN)

Clariant Angestellte

erhalten mehr Lohn
Die Angestellten des Chemie-

konzerns Clariant in Muttenz er-
halten ab dem 1. Mai zwei Pro-

zent mehr Lohn. Die Gewerk-
schaft Unia, welche die Lohner-

höhung gestern mitteilte, zeigte
sich mit dem Verhandlungser-

gebnis zufrieden. (SDA)

Muttenz Kommandanten

brevetiert
Nach dem entsprechenden

Lehrgang sind gestern Abend in
Muttenz vier Baselbieter Polizei-

offiziere durch Regierungsrätin
Sabine Pegoraro als Schaden-

platzkommandanten brevetiert
worden. Das Baselbiet hatte zu-

vor bereits sechs Schadenplatz-
kommandanten. Die erste Bre-

vetierung fand 2008 statt. (STZ)

Nachrichten


